
























Ihr Zeichen Ihre Nachricht Unser Zeichen Bearbeiter Telefon-Durchwahl Datum
15.05.2024 18.06.2024

Schulzenfeld

Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 3 Abs. 1 BauGB
und der Nachbarkommunen nach § 2 Abs. 2 BauGB

sehr geehrte Damen und Herren,

Schulzenfeld
einer Freiflächen-Photovoltaikanlage von ca. 7 ha in Waldbrunn. Die Flächenausweisung des
Plangebiets soll in die aktuelle Fortschreibung des Flächennutzungsplanes aufgenommen
werden.

Der Verband Region Rhein-Neckar unterstützt im Sinne der Energiewende den Ausbau der
erneuerbaren Energien im Allgemeinen und der Solarenergie im Besonderen. Im Einheitlichen
Regionalplan Rhein-Neckar ist festgelegt, dass die Energieversorgung zunehmend auf die
Nutzung mit erneuerbaren Energien umgestellt werden soll. Angestrebt wird dabei eine
Vollversorgung mit erneuerbaren Energien, soweit möglich aus regionalen Quellen (Plansatz
3.2.1.1). In dem vom Verband Region Rhein-Neckar veröffentlichten Regionalen
Energiekonzept (2012) wird der Solarenergie neben der Windenergie ein erhebliches
Potenzial bescheinigt.

Hinsichtlich des Standorts von Photovoltaikanlagen ist im Einheitlichen Regionalplan der
Grundsatz enthalten, dass PV-Anlagen vorrangig an oder auf baulichen Anlagen errichtet
werden sollen. Bei Freiflächenanlagen sollen die Standorte bevorzugt werden, von denen
keine gravierenden Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds ausgehen, die bereits über Vor-
belastungen verfügen, eine geringe ökologische Wertigkeit haben und keine regional-
planerischen Konflikte aufweisen. Vorrangig sollen bei Freiflächenanlagen bereits versiegelte
Flächen, gewerbliche und militärische Konversionsflächen sowie Deponien genutzt werden.

Durch die Nähe zur Freileitung kann nur bedingt von einer Vorbelastung gesprochen werden.
In Anbetracht der Flächengröße können gravierende Beeinträchtigungen des
Landschaftsbildes nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. Aufgrund der ackerbaulichen
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Nutzung des Plangebiets ist nicht von einer höheren ökologischen Wertigkeit der Fläche
auszugehen.

Gemäß der Weiterentwicklung der baden-württembergischen Flurbilanz ist die Fläche als
Vorbehaltsflur I eingestuft. Hierbei handelt es sich um landbauwürdige Flächen, die der
landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind. Nach Kartierung der Landesanstalt für
Umwelt Baden-Württemberg (LUBW) liegt das Plangebiet nach Maßgabe der FFÖ-V bzw. des

Energieatlas Baden-
Württemberg ist die Fläche fast vollständig als geeignet für Freiflächen-Photovoltaik eingestuft.

Die o.g. regionalplanerischen Grundsätze zu den präferierten Standorten von PV-Freiflächen-
anlagen werden von dem geplanten Vorhaben nur teilweise eingehalten.

Nach dem Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar befindet sich der Standort der
geplanten Anlage in einem Vorbehaltsgebieten für den Grundwasserschutz (G), in einem
Regionalen Grünzug (Z) und teilweise in einem Vorranggebiet für Naturschutz und
Landschaftspflege (Z).

In den Vorbehaltsgebieten für den Grundwasserschutz (G) sollen gem. Plansatz 2.2.3.3
die Belange des Grundwasserschutzes bei der Abwägung mit Nutzungen, von denen
gefährdende Wirkungen auf das Grundwasser ausgehen können, besonders berücksichtigt
werden. Zur Gefahrenvorsorge sollen in diesen Gebieten konkurrierende oder schädliche
Fremdnutzungen vermieden werden.

Eichenwiesen, Kreuzäcker und Talmühle (13.10.1999).

Da im Bereich der Modulflächen keine wassergefährdenden Stoffe eingesetzt werden und die
Versickerungsrate aufgrund der geringen Versiegelung nicht beeinträchtigt wird, steht das
Vorhaben dem Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz nicht entgegen. In den
Bereichen, in denen wassergefährdende Stoffe zum Einsatz kommen, wie z.B. in den sehr
kleinflächigen Trafostationen, sind Bodenwannen zum Schutz des Grundwassers
einzusetzen.

Regionale Grünzüge dienen nach Plansatz 2.1.1 als großräumiges Freiraumsystem dem
langfristigen Schutz und der Entwicklung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts sowie
dem Schutz und der Entwicklung der Kulturlandschaft in der Metropolregion Rhein-Neckar.
Sie sichern die Freiraumfunktionen Boden, Wasser, Klima, Arten- und Biotopschutz sowie die
landschaftsgebundene Erholung. Entsprechend Plansatz 2.1.3 sind in den Grünzügen
technische Infrastrukturen und Verkehrsinfrastrukturen sowie privilegierte Vorhaben im Sinne
von § 35 (1) BauGB zulässig, die die Funktionen der Grünzüge nicht beeinträchtigen, im
überwiegenden öffentlichen Interesse notwendig sind oder aufgrund besonderer
Standortanforderungen nur außerhalb des Siedlungsbestandes errichtet werden können.
Nach der Begründung zum Plansatz 2.1.3 sind Einrichtungen der technischen Infrastruktur,
insbesondere Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energien, so auszuführen, dass die
Funktionsfähigkeit des Grünzuges erhalten bleibt.

Aus Sicht des Verbands Region Rhein-Neckar sind PV-Freiflächenanlagen als technische
Infrastrukturen zu werten, die grundsätzlich nur außerhalb des Siedlungsbestands errichtet
werden können. Durch die Lage in einem kleinen Teilbereich des großflächig angelegten
Grünzugs ist davon auszugehen, dass durch das Vorhaben die Funktion des Regionalen
Grünzugs nicht wesentlich beeinträchtigt wird. Zudem liegt der Ausbau der erneuerbaren
Energien im überragenden öffentlichen Interesse und dient der öffentlichen Sicherheit.



Vor diesem Hintergrund ist das Vorhaben unserer Ansicht nach mit dem Regionalen Grünzug
vereinbar.

In den Vorranggebieten für Naturschutz und Landschaftspflege haben die Ziele des
Naturschutzes und Maßnahmen, die dem Aufbau, der Entwicklung und Gestaltung eines
regionalen, räumlich und funktional zusammenhängenden Biotopverbundsystems dienen,
Vorrang vor entgegenstehenden oder beeinträchtigen Nutzungsansprüchen. Planungen, die
die vorhandene und geplante Funktion des Biotopverbundsystems als Grundlage für die
Festlegung der Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege beeinträchtigen, sind
mit den Vorranggebieten unvereinbar.

Aus Sicht des Verbands Region Rhein-Neckar sind Vorranggebiete für Naturschutz und
Landschaftspflege in der Regel nicht für die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen geeignet.

Gem. der Erläuterungskarte liegt das Plangebiet teilweise in einem bedeutenden Raum für
den regionalen Biotopverbund sowie in einem Bereich mit besonderer Bedeutung für
Fremdenverkehr und Naherholung.

Das Plangebiet ist Teil des Naturparks Neckartal-Odenwald. Weitere naturschutzrechtliche
Schutzgebiete oder geschützte Biotope sind nicht betroffen. Jedoch befindet sich die Fläche
teilweise im Landesweiten Biotopverbund.

Gemäß den Planunterlagen sind die Umweltprüfung sowie der Fachbeitrag Artenschutz im
weiteren Verfahren noch auszuarbeiten. Die Lage im Naturpark und die Auswirkungen der
Planung auf dessen Schutzzwecke sollten dabei besonders berücksichtigt werden.

Der Verband Region Rhein-Neckar befindet sich aktuell im Aufstellungsverfahren für den
Teilregionalplan Freiflächen-Photovoltaik. Zur Ermittlung der Flächenkulisse für
regionalbedeutsame Freiflächen-Photovoltaikanlagen wurde am 24.03.2023 ein
Kriterienkatalog beschlossen. Dieser wurde im Laufe des Verfahrens angepasst; die
Überarbeitung wurde am 29.09.2023 von den Gremien beschlossen. Der Offenlagebeschluss
des Planentwurfs erfolgte am 15.12.2023 durch die Verbandsversammlung. Die Offenlage
fand im Zeitraum 05. März bis 29. April statt.

Die Vorhabenfläche wurde als Vorbehaltsgebiet für regionalbedeutsame Freiflächen-
Photovoltaikanlagen (NOK-VBG003-PV) in den ersten Teilregionalplanentwurf aufgenommen.

Im ersten Entwurf des Teilregionalplans Freiflächen-Photovoltaik wird die Zulässigkeit für die
Errichtung und den Betrieb von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in den Teilflächen von u.a.
Vorranggebieten für Naturschutz und Landschaftspflege in Überlagerung mit
Vorbehaltsgebieten für regionalbedeutsame Freiflächen-Photovoltaikanlagen geregelt.
(Entwurf Plansatz 3.2.4.13).

Im Rahmen der Umweltprüfung zum ersten Teilregionalplanentwurf wurden jedoch aus
regionaler Sicht insgesamt voraussichtlich hohe negative Umweltauswirkungen aufgrund der
Betroffenheit der Feldvogelkulisse Prioritäre Offenlandfläche des Fachplans Landesweiter
Biotopverbund Baden-Württemberg (ca. 3,5 ha) festgestellt, sodass das Vorbehaltsgebiet aus
Umweltgesichtspunkten nicht für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen geeignet
erscheint. In der Begründung zum Bebauungsplan wird unter Punkt 7.2 in Bezug auf die
Feldvogelkulisse dementsprechend angeführt, dass auf Grund der vorliegenden
Lebensraumstrukturen ein Vorkommen und eine Betroffenheit vor allem für bodenbrütende
Offenlandvögel wie die Feldlerche zu erwarten ist. Die ersten Begehungen durch einen
Ornithologen haben das Vorkommen der Feldlerche bestätigt. Die weiteren Untersuchungen
sollen zeigen, wie viele Brutreviere auf der Fläche und im Umfeld vorhanden sind.



Sofern der naturschutzfachliche Konflikt durch die untere Naturschutzbehörde beim Neckar-
Odenwald-Kreis bestätigt wird und dieser im Rahmen der weiteren Planung und Prüfung nicht
gelöst werden kann, verbleiben aus regionalplanerischer Sicht erhebliche Bedenken gegen
das Vorhaben. Wir empfehlen eine enge Abstimmung mit der Fachbehörde und der höheren
Raumordnungsbehörde beim Regierungspräsidium Karlsruhe zum weiteren Umgang mit dem
möglichen Zielkonflikt.

Ferner weisen wir auf die Begründung zum Plansatzentwurf 3.2.4.13 aus dem im
Aufstellungsverfahren befindlichen Teilregionalplan Freiflächen-Photovoltaik hin, nach der bei
Überlagerung von Vorbehaltsgebieten für regionalbedeutsame Freiflächen-
Photovoltaikanlagen mit den darin genannten Freiraumfestlegungen Photovoltaik-
Freiflächenanlagen zulässig sind, sofern der Rückbau der Anlagen nach Aufgabe der Nutzung
rechtlich und tatsächlich abgesichert ist.

Dies ist nach Auffassung des Verbands Region Rhein-Neckar allgemein auch außerhalb der
Vorbehaltsgebiete für regionalbedeutsame Freiflächen-Photovoltaikanlagen sinnvoll, wenn
raumordnerische Belange betroffen sind.

Daher begrüßen wir die in den textlichen Festsetzungen enthaltende Regelung, dass die
Fläche im Bereich des Sondergebietes gem. § 9 Abs. 2 BauGB nach Ende der Nutzung
zurückzubauen und der landwirtschaftlichen Nutzung zurückzuführen ist. Wir begrüßen
ebenfalls, dass bis zur Betriebsaufnahme bzw. zur endgültigen Betriebseinstellung als Vor-

festgesetzt wird.

Auf Ebene des Flächennutzungsplanes regen wir in diesem Zusammenhang eine
überlagernde Darstellung Sonderbaufläche und Landwirtschaftsfläche an.

Mit freundlichen Grüßen
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 Bebauungsplan "Solarpark Schulzenfeld" in Waldbrunn
Frühzeitige Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Beteiligung als Träger öffentlicher Belange an o.g. Verfahren mit
Schreiben vom 15.05.2024. In unserer Funktion als höhere Raumordnungsbehörde
nehmen wir wie folgt Stellung:

Mit dem vorliegenden Bebauungsplanentwurf sollen die planerischen Voraussetzun-
gen für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage geschaffen werden. Das
Plangebiet umfasst ca. 7 ha und befindet sich rund 300m südöstlich des Siedlungs-
randes von Oberdielbach. Aktuell ist die Fläche landwirtschaftlich genutzt. Der Bebau-
ungsplanentwurf sieht die Festsetzung eines Sondergebiets (SO) mit der Zweckbe-
stimmung Photovoltaikanlage vor. Zulässig sein sollen Photovoltaikanlagen und So-
larmodule sowie die zum Betrieb erforderlichen Nebenanlagen, wie Transformatoren-
und Wechselrichterstationen sowie Speicher. Die Höhe der Solar-Modultische soll bei
4 m über Geländeoberkante liegen. Nach Aufgabe der Nutzung soll die Fläche wieder
der landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden  als Folgenutzung soll daher

gesetzt werden.

Im Flächennutzungsplan (FNP) des GVV Neckargerach-Waldbrunn ist die Fläche als
Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Der Bebauungsplanentwurf ist damit nicht



- 2 -

aus dem aktuell wirksamen FNP entwickelt. Die Änderung des FNP soll im Zuge der
aktuellen FNP-Fortschreibung erfolgen.

Übereinstimmung mit raumordnerischen Vorgaben zur Energieversorgung

Das geplante Vorhaben entspricht den wesentlichen Zielsetzungen des Landesent-
wicklungsplans 2002 Baden-Württemberg (LEP) und des Einheitlichen Regionalplans
Rhein-Neckar (ERP), nach denen auf eine verstärkte Nutzung regenerativer Energien
im Sinne einer umwelt- und klimaverträglichen Energieversorgung hingewirkt werden
soll.

Bei der Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen sollen gem. PS 3.2.4.2 G ERP
Standorte bevorzugt werden, von denen keine gravierenden Beeinträchtigungen des
Landschaftsbildes ausgehen, die eine geringe ökologische Wertigkeit haben sowie
Vorbelastungen und keine regionalplanerischen Konflikte aufweisen. Vorrangig sollen
bei Freiflächenanlagen bereits versiegelte Flächen, gewerbliche und militärische Kon-
versionsflächen sowie Deponien genutzt werden. Dieser regionalplanerische Grund-
satz wird vom vorliegend geplanten Vorhaben nicht eingehalten.

Nachdem sich das Vorhabengebiet jedoch komplett innerhalb eines landwirtschaftlich
benachteiligten Gebiets gem. Einstufung der Landesanstalt für Landwirtschaft, Ernäh-
rung und Ländlicher Raum (LEL) befindet, liegt auf Grundlage der baden-württember-
gischen Freiflächenöffnungsverordnung eine besondere Eignung vor.

Im derzeit in Aufstellung befindlichen Teilregionalplan Freiflächen-Photovoltaik des
Verbands Region Rhein-Neckar ist die Fläche als Vorbehaltsgebiet NOK-VBG003-PV
Bestandteil der ersten Offenlage. Die Flächenkulisse wurde durch den Verband Region
Rhein-Neckar anhand eines einheitlichen Kriterienkatalogs ermittelt. Gem. dem zuge-
hörigen Umweltbericht werden durch das geplante Vorbehaltsgebiet hohe negative
Umweltauswirkungen erwartet.
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Übereinstimmung mit raumordnerischen Vorgaben zur regionalen Raum- und Sied-
lungsstruktur

In der Raumnutzungskarte des ERP befindet sich das Plangebiet vollständig innerhalb
eines Regionalen Grünzugs (Z) sowie teilweise (ca. 3 ha) innerhalb eines Vorrangge-
biets für Naturschutz und Landschaftspflege (Z) und teilweise (ca. 4 ha) innerhalb eines
Vorbehaltsgebietes für den Grundwasserschutz (G). Die sich ergebende Konstellation
wird folgendermaßen eingeordnet:

Gem. PS 2.1.1 Z ERP dienen Regionale Grünzüge als großräumiges Freiraumsystem
dem langfristigen Schutz und der Entwicklung des Naturhaushaltes und der Kulturland-
schaft. Sie sichern die Freiraumfunktionen Boden, Wasser, Klima, Arten- und Bio-
topschutz sowie die landschaftsgebundene Erholung. Nach PS 2.1.3 Z ERP darf in
ihnen nicht gesiedelt werden. Technische Infrastrukturen hingegen sind zulässig, so-
weit sie die Funktion der Grünzüge nicht beeinträchtigen, im überwiegenden öffentli-
chen Interesse notwendig sind oder aufgrund besonderer Standortanforderungen nur
außerhalb des Siedlungsbestandes errichtet werden können.

Freiflächen-Photovoltaikanlagen werten wir als technische Infrastruktur, die nur außer-
halb des Siedlungsbestands errichtet werden können. Auch ist nicht von einer Beein-
trächtigung der Funktion des Regionalen Grünzugs auszugehen, da durch die geplante
Anlage nur ein kleiner Teil des in dem Bereich großflächig festgelegten Regionalen
Grünzugs tangiert wird. Ausweislich der vorgelegten Begründung sollen Eingrünungs-
maßnahmen zur harmonischen Einbindung in das Landschaftsbild sowie zur Verbes-
serung der ökologischen Funktionen im Bebauungsplan festgesetzt werden. Zur Ab-
stimmung der Maßnahmen regen wir eine Abstimmung mit den Fachbehörden an. Im
Sinne der Energiewende besteht ein sehr hohes öffentliches Interesse am Ausbau der
erneuerbaren Energien. Im Ergebnis betrachten wir die Voraussetzungen für die Er-
richtung innerhalb eines Regionalen Grünzugs aus PS 2.1.3 Z ERP als erfüllt.

In Vorranggebieten für Naturschutz und Landschaftspflege haben gem. PS 2.2.1.2
Z ERP die Ziele des Naturschutzes und Maßnahmen, die dem Aufbau, der Entwicklung
und Gestaltung eines regionalen, räumlich und funktional zusammenhängenden Bio-
topverbundsystems dienen, Vorrang vor entgegenstehenden oder beeinträchtigenden
Nutzungsansprüchen. Sie dienen der Erhaltung und Entwicklung heimischer Pflanzen-
und freilebender Tierarten mit dem Ziel der Sicherung der Biodiversität.
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Im vorliegenden Fall sollte in Abstimmung mit der zuständigen unteren Naturschutzbe-
hörde eine Bewertung der Frage stattfinden, ob das Vorhaben zu einer Beeinträchti-
gung des Vorranggebietes führt und ob diese Beeinträchtigung durch bestimmte Maß-
nahmen kompensiert werden kann. Wir bitten in diesem Zusammenhang um Zusen-
dung der Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde (UNB), um auf dieser Grund-
lage von unserer Seite eine abschließende Beurteilung hinsichtlich der Betroffenheit
des Vorranggebietes für Naturschutz und Landschaftspflege vorzunehmen.

In den Vorbehaltsgebieten für den Grundwasserschutz sollen gem. PS 2.2.3.3 die
Belange des Grundwasserschutzes bei der Abwägung mit Nutzungen, von denen ge-
fährdende Wirkungen auf das Grundwasser ausgehen können, besonders berücksich-
tigt werden. Sie dienen der vorsorglichen Sicherung von nutzungswürdigen Grundwas-
servorkommen und beinhalten festgesetzte Wasserschutzgebiete (hier Zone III und IIIA
des Wasserschutzgebiets Brunnnen Heumatte, Eichwiesen, Kreuzäcker und Tal-
mühle). Wir bitten dies in den Planungen entsprechend zu berücksichtigen.

Wir gehen davon aus, dass unter 1.1. des Bebauungsplans geregelt werden soll,
dass die Folgenutzung nicht bis zur Betriebseinstellung, sondern nach der Betriebs-
einstellung festgesetzt werden soll.

Mit freundlichen Grüßen
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Gemeinde Waldbrunn; Solarpark Schulzenfeld ; Frühzeitige
Beteiligung gemäß § 4 Absatz 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

im o. g. Verfahren bedanken wir uns für die Beteiligung als Träger öffentlicher Be-
lange. Als Stabsstelle für die Energiewende, Windenergie und Klimaschutz
(StEWK) nehmen wir zu den Belangen des Klimaschutzes im Zusammenhang mit der
Planung wie folgt Stellung:

(1) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch (BauGB) sollen die Bauleitpläne insbeson-
dere dazu beitragen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern.
Nach § 1a Absatz 5 BauGB soll bei der Aufstellung der Bauleitpläne den Erfor-
dernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawan-
del entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klima-
wandel dienen, Rechnung getragen werden.

(2) Unter Berücksichtigung der internationalen, europäischen und nationalen Kli-
maschutzziele und -maßnahmen sollen die Treibhausgasemissionen in Baden-
Württemberg Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz
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 bis zum Jahr 2030 um 65 Prozent gegen-
über dem Stand von 1990 reduziert werden. Bis zum Jahr 2040 wird die Netto-
Treibhausgasneutralität angestrebt.

(3)

(4) Um die Klimaschutzziele nach § 10 KlimaG BW zu erreichen, kommt es we-
sentlich darauf an, dass zum einen der Endenergieverbrauch reduziert wird.
Zum anderen ist entscheidend, den Anteil der erneuerbaren Energien am End-
energieverbrauch auszubauen.

(5) Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und
der mit der heute installierten Leistung von Anlagen zur Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien erzielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue
Anlage benötigt wird, um diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade auch mit
Blick auf die Zubauentwicklung der vergangenen Jahre. Zusätzlich kommt es
zum Erreichen der Klimaschutzziele auf internationaler und nationaler Ebene
sowie auf Landesebene außerdem auch darauf an, die Treibhausgasemissio-
nen so früh wie möglich zu vermindern, da die kumulierte Menge der klima-
wirksamen Emissionen entscheidend für die Erderwärmung ist.
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(6) Das ca. 7 ha große Solarpark Schulzenfeld befindet sich in Wald-
brunn auf der Gemarkung Oberdielbach. Die Fläche wird derzeit überwiegend
landwirtschaftlich genutzt und soll im Rahmen der avisierten Nutzung in Grün-
land umgewandelt werden. Die Nennleistung der geplanten Anlage wird mit ca.
9,3 MWp angegeben. Ausweislich der Planbegründung wurde nordwestlich
des Plangebiets ein Netzanschlusspunkt gefunden, der mittels externer Kabelt-
rasse erschlossen werden soll  der Netzanschluss wurde bereits zugewiesen.

Die betreffende Fläche war soweit ersichtlich auch Gegenstand der Offenlage
zur Aufstellung des Teilregionalplans Freiflächen-Photovoltaik zum Einheitli-
chen Regionalplan Rhein-Neckar und soll als Vorbehaltsgebiet für Freiflächen-
Photovoltaik ausgewiesen werden (NOK-VB003-PV).

Hinsichtlich einer möglichen Förderung nach EEG ist zu berücksichtigen, dass
die Gemarkung Oberdielbach vollständig in einem benachteiligten Gebiet gem.
§ 3 Nr. 7 EEG i. V m. der Richtlinie 86/465/EWG des Rates vom 14. Juli 1986
in der Fassung der Entscheidung 97/172/EG (ABl. L 72 vom 13. März 1997, S.
1) liegt. Derartige Flächen sind aus Sicht des Bundesgesetzgebers für die Er-
richtung von PV-Freiflächenanlagen besonders geeignet und wurden vom
Land Baden-Württemberg entsprechend freigegeben (vgl. § 37c Abs. 2 i. V. m.
der Verordnung der Landesregierung zur Öffnung der Ausschreibung für Pho-
tovoltaik-Freiflächenanlagen für Gebote auf Acker- und Grünlandflächen in be-
nachteiligten Gebieten (Freiflächenöffnungsverordnung - FFÖ-VO) vom 7.
März 2017).

Es ist davon auszugehen, dass die im Plangebiet vorgesehene Anlage durch
die Energiegewinnung aus Sonnenenergie gesamtwirtschaftlich positive Wir-
kungen auf das Klima haben wird.

Es wird gebeten, die Stabstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz
über das Ergebnis des Verfahrens zeitnah zu informieren.

Mit freundlichen Grüßen
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LANDESAMT FÜR DENKMALPFLEGE
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IFK Ingenieure
Eisenbahnstr. 26
74821 Mosbach

Datum 28.05.2024
Name

Durchwahl

Aktenzeichen
(Bitte bei Antwort angeben)

 Neckar-Odenwald-Kreis, Waldbrunn, Gmk. Oberdielbach, BPL "Solarpark Schulzen-
feld"

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Beteiligung des Landesamts für Denkmalpflege als Träger öffentli-
cher Belange im oben genannten Verfahren.

Aus denkmalfachlicher Sicht bestehen zu der Planung in vorliegender Form keine Be-
denken. Archäologische Kulturdenkmale sind entweder nicht betroffen oder wegen
der Geringfügigkeit der zu erwartenden Bodeneingriffe nicht gefährdet.

Seitens der Archäologischen Denkmalpflege bitten wir um Berücksichtigung der Re-
gelungen der §§ 20 und 27 DSchG:
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder
Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmal-
schutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerk-
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste,
Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die
Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwider-
handlungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Si-
cherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen
Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber schrift-
lich in Kenntnis gesetzt werden.
Wir bitten diesen Hinweis in die Planunterlagen, sofern nicht bereits enthalten, zu
übernehmen.
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Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktuellem Sachstand keine
Anregungen oder Bedenken.

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an: ToeB-BeteiligungLAD@rps.bwl.de

Mit freundlichen Grüßen

(Ref. 84.2.  RPS)

Nachrichtlich:
UDB im Landratsamt Neckar-Odenwald-Kreis













NABU-Gruppe Waldbrunn

69429 Waldbrunn
E-Mail hier: @nabu-waldbrunn.de

IFK Ingenieure Partnergesellschaft mbB

Eisenbahnstraße 26
74821 Mosbach

15.Juni 2024

Betr.: Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange zum Vorentwurf des
Bebauungsplans  Schulzenfeld
Bezug: Ihr Schreiben vom 06.06.2024

Sehr geehrte ,
zum Bebauungsplanentwurf des Bebauungsplans Solarpark Schulzenfeld
folgt Stellung:

1. Bedarf
Wir als NABU-Waldbrunn begrüßen die Stromproduktion aus regenerativen Energien.
Der Bedarf einer bisher nicht bebauten Fläche erschließt sich uns jedoch nicht. Innerhalb
der Gemeinde existieren bereits genügend versiegelte Flächen, die unserer Meinung
nach primär für die Erzeugung von Solarenergie genutzt werden sollten. Zudem ist in
Weisbach bereits eine FF-PV in Planung, die insgesamt >25 ha aufweisen soll. Weiterhin
ist derzeit noch eine weiterer Solarpark mit ca. 1 ha im räumlichen Umfeld geplant.

2. Artenvielfalt
Das Plangebiet befindet sich im Bereich einer langgezogenen Kuppe, welche eine ver-
hältnisweise hohe Dichte an Feldlerchen-Revieren in der Gemeinde aufweist. Da das
Umfeld des Plangebietes bereits eine hohe Dichte an Feldlerchen-Reviere aufweist, hal-
ten wir eine Aufwertung im Randbereich des Plangebietes nicht für sinnvoll. Zudem wird
eine Ansiedlung von Feldlerchen im Randbereich um die geplante Anlage unwahrschein-
lich, da um die geplante Anlage laut dem zeichnerischen Vorentwurf des Bebauungs-
plans Gehölze gepflanzt werden sollen. Anstatt der randlichen Aufwertungen sollten viel-
mehr die Ackerflächen zwischen Oberdielbach und Schollbrunn aufgewertet werden.
Hierbei würde sich die Kuppenlage im weiteren Umfeld des dortigen Funkmastes anbie-
ten. Hier ist die Dichte der Feldlerchen-Reviere vermutlich geringer als im Plangebiet oder
dessen direkten Umfeld. Bei der Flächenauswahl muss darauf geachtet werden, dass
mehr als 100 m -150 m Abstand vom Funkmast, Bäumen und Hecken gehalten wird.
Die Annahme, dass Feldlerchen-Reviere im Plangebiet gehalten werden können, halten
wir für nicht realistisch. Laut dem zeichnerischen Vorentwurf des Bebauungsplans



entstehen entlang dem Erschließungsweg Zwischenräume, die etwa 20 m aufweisen.
Dies stellt für ein Feldlerchen-Revier zu enge Raumverhältnisse dar, in denen sie poten-
tielle Ansitzwarten von Greifvögeln erwarten würde.

3. Landschaftsbild
Der Asphaltierte Weg, welcher nördlich an der geplanten FF-PV-Anlage vorbeiführt wird
von der Oberdielbacher und Strümpfelbrunner Bevölkerung zur Erholung genutzt. Die
geplante FF-PV-Anlage könnte durch die technische Bebauung hier für eine beträchtliche
Beeinträchtigung des Erholungswertes sorgen. Des Weiteren ist in der Planung zu be-
rücksichtigen, dass die Sichtbezüge vom Katzenbuckel aus Richtung Südosten nicht auf
die geplante Anlage hergestellt werden können. Daher muss der Randbereich der ge-
planten Anlage durch entsprechende hohe Gehölze westlich, nördlich und östlich um-
pflanzt werden.

Fazit:
Bei der Abwägung des Vorteils einer FF-PV-Anlage auf in der offenen Landschaft sehen
wir aufgrund von anderen sinnvolleren Alternativen keinen Bedarf an einer FF-PV-An-
lage. Zudem stellt die technische Veränderung der Offenlandschaft eine Verdrängung der
besonders geschützten und in der Roten Liste BW in der Kategorie 3 (gefährdet) geliste-
ten Feldlerche dar.

Mit freundlichen Grüßen

(NABU Waldbrunn)
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Von:
Gesendet: Mittwoch, 22. Mai 2024 09:06
An: Info
Betreff: Naturpark Neckartal-Odenwald: Bebauungsplan „Solarpark Schulzenfeld“

in Waldbrunn - Frühzeitige Beteiligung

Sehr geehrte Damen und Herren,
vielen Dank für die frühzeitige Beteiligung des Naturparks Neckartal-Odenwalds als Träger
öffentlicher Belange an diesem Verfahren.
Das Verfahrensgebiet liegt innerhalb der Kulisse des Naturparks Neckartal-Odenwald.
Nachfolgend finden Sie die Stellungnahme des Naturparks Neckartal-Odenwald zu Ihren Vorhaben.
a) Allgemeine Informationen
Der Naturpark Neckartal-Odenwald ist ein Großschutzgebiet mit regionaler und nationaler
Bedeutung (Teil der Nationalen Naturlandschaften), eine neutrale Informations-, Vernetzungs-,
Koordinations- und Förderplattform sowie ein wichtiger Impulsgeber und Partner in der Region für
Kreise, Kommunen, Institutionen, Unternehmen und die Menschen.
Der Naturpark ist ein gemeinnütziger, eingetragener Verein („Naturpark Neckartal-Odenwald e.V.“),
der 1980 gegründet wurde. Seine Mitglieder sind 55 Kommunen, 2 Landkreise, 1 Stadtkreis sowie 8
Verbände und Institutionen. Das Naturparkzentrum mit Geschäftsstelle und Dauerausstellung ist im
Thalheimschen Haus in Eberbach beheimatet.
Die Aufgaben des Naturpark Neckartal-Odenwald sind vielfältig und umfassen den Erhalt der
einzigartigen Vielfalt der regionalen Natur- und Kulturlandschaft sowie der biologischen Vielfalt.
Des Weiteren sind die Stärkung und Entwicklung des ländlichen Raums in lebenswerter,
naturverträglicher und nachhaltiger Form ein wichtiges Anliegen. Die Schaffung attraktiver und
naturverträglicher Erholungsmöglichkeiten sowie Förderung des nachhaltigen Tourismus ist
ebenfalls von großer Bedeutung. Die Information und Sensibilisierung der Bevölkerung sowie
Förderung der Gesundheit der Bevölkerung haben genauso eine große Relevanz. Diese Aufgaben
sind in den folgenden Handlungsfeldern zusammengefasst:

Naturschutz und Landschaftspflege
Nachhaltige Regionalentwicklung
Erholung und nachhaltiger Tourismus
Bildung für nachhaltige Entwicklung

Der Naturpark Neckartal-Odenwald ist intensiv und partnerschaftlich in der Region vernetzt und
arbeitet mit vielfältigen Partnern vertrauensvoll innerhalb und außerhalb der Kulisse des Naturparks
zusammen.
Für den Naturpark Neckartal-Odenwald wird in einem 10jährigen Turnus ein Naturparkplan in einem
umfangreichen Beteiligungsprozess erstellt. Der Naturparkplan definiert künftige Entwicklungsziele,
Schwerpunktthemen und Aufgaben. Er ist Handlungsleitfaden und gemeinsame Arbeitsgrundlage
für Verwaltung, Mitglieder und regionale Akteure. Darüber hinaus dient er auch als Argumentations-
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und Entscheidungshilfe bei der Umsetzung und Abstimmung von Maßnahmen mit Politik,
Verwaltung und den Akteuren vor Ort. Damit ist er das wichtigste Planungsinstrument für die
strategische Ausrichtung des Naturparks sowie für die praktische Arbeit der Naturparkverwaltung.
Der aktuelle Naturparkplan des Naturparks Neckartal-Odenwald umfasst die Periode 2020-2030.
b) Erneuerbare Energie und Schutzgebiete
Zur Sicherung der Zukunfts- und Lebensfähigkeit unserer Gesellschaft sind eine Energie- und
Landnutzungswende zentrale Handlungsfelder, die gemeinsam mit dem Erhalt und der
Wiederherstellung der biologischen Vielfalt umgesetzt werden müssen.
Diese unterstützt der Naturpark Neckartal-Odenwald aktiv mit verschiedenen Projekten und
Aktivitäten im Rahmen seiner Zielsetzungen und Möglichkeiten.
Die wertvollsten Landschaften Deutschlands haben sich zum Bündnis der “Nationalen
Naturlandschaften” zusammengeschlossen, welches 16 Nationalparke, 18 Biosphärenreservate, 104
Naturparke und zwei Wildnisgebiete umfasst. Vertreten werden sie von den beiden Dachverbänden
Verband Deutscher Naturparke e. V. (VDN e. V.) und Nationale Naturlandschaften e. V. (NNL e. V.).
Die Nationalen Naturlandschaften sind Hotspots der biologischen Vielfalt und Schatzkammern
einzigartiger Natur, Räume der sanften Erholung, der Teilhabe der Bevölkerung, des nachhaltigen
Tourismus und der ländlichen Regionalentwicklung sowie Bildungs- und Zukunftswerkstätten für
das Finden und Ausprobieren nachhaltiger Lösungen für derzeitige und künftige existenzielle
Herausforderungen.
Die Nationalen Naturlandschaften unterstützen den Ausbau der erneuerbaren Energien im Einklang
mit dem Erhalt der biologischen Vielfalt und dem Natur- und Landschaftsschutz. Mit Blick auf diese
großen Transformationsprozesse haben die beiden Verbände ein Positionspapier erarbeitet, dessen
zentrale Forderungen sich nachfolgend finden:

Der Ausbau von Windkraft- und Photovoltaikanlagen sollte sich möglichst auf Flächen
konzentrieren, wo sie den Erhalt der biologischen Vielfalt nicht gefährden.
Die Nutzung von naturschutzfachlich wertvollen Flächen ist weitgehend zu vermeiden und
die einzelnen Schutzgebietskategorien sind entsprechend ihrer Aufgaben und Ziele
differenziert zu betrachten.
Bereits durch andere Nutzungen belegte Flächen sollten vorrangig für den Ausbau der
erneuerbaren Energien genutzt werden.
Zonierungen in den Nationalen Naturlandschaften, z. B. in den Schutzgebietsverordnungen
oder bei Naturparken, auch in den Naturparkplänen, sind zu berücksichtigen.
Windenergie- und Freiflächen-Photovoltaikanlagen sind in den planerischen Prozessen unter
sorgfältiger Abwägung der oben genannten Belange zu steuern und zu konzentrieren. Eine
flächenhafte Streuung von Einzelanlagen ist zu verhindern.
Die Wertschöpfung im Rahmen des Ausbaus der erneuerbaren Energien sollte in hohem
Maße der Region zur Stärkung des ländlichen Raumes dienen. Auch Kompensationsmittel im
Rahmen des Ausbaus der erneuerbaren Energien sollten der jeweiligen Region
zugutekommen.

c) Besonderheiten der touristischen Infrastruktur
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Im Verfahrensgebiet sind u.U. Beschilderungen / Wegemarkierung des Naturpark Neckartal-
Odenwalds, des Geo-Naturparks Bergstraße-Odenwald sowie des Odenwaldklubs vorhanden.
Wir bitten Sie, uns rechtzeitig über die Durchführung von Maßnahmen zu informieren, die Einfluss
auf die Beschilderung haben, damit wir ggf. etwaig notwendige Nacharbeiten an der Beschilderung/
Wegemarkierung mit Vorlauf planen können.
Ich bedanke mich im Voraus für die Einbeziehung unserer Stellungnahme im Rahmen des
Abwägungsprozesses.
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.

Von:
Gesendet: Wednesday, May 15, 2024 12:04:19 PM
An: '_Bauleitplanung' <bauleitplanung@neckar-odenwald-kreis.de>; 'info@vrrn.de' <info@vrrn.de>;
'abteilung2@rpk.bwl.de' <abteilung2@rpk.bwl.de>; 'abteilung4@rpk.bwl.de' <abteilung4@rpk.bwl.de>;
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'abteilung5@rpk.bwl.de' <abteilung5@rpk.bwl.de>; 'FPS - TöB-Beteiligung LAD (RPS)' <TOEB-
BeteiligungLAD@rps.bwl.de>; 'Abteilung 9 (RPF) - Kopfstelle LVN' <abteilung9@rpf.bwl.de>;
'Poststelle.AmtHN@vbv.bwl.de' <poststelle.amthn@vbv.bwl.de>; 'TOEB.BW' <toeb.bw@bundesimmobilien.de>;
'HEILBRONN.PP.FEST.E.VK' <heilbronn.pp.fest.e.vk@polizei.bwl.de>; 'gutachterausschuss@mosbach.de'
<gutachterausschuss@mosbach.de>; 'Externe Planungsverfahren' <bauleitplanung@Netze-BW.de>; 't-nl-sw-pti-
21.bauleitplanungen@telekom.de' <t-nl-sw-pti-21.bauleitplanungen@telekom.de>;
'ZentralePlanungND@vodafone.com' <ZentralePlanungND@vodafone.com>; <info@azv-elz-
neckar.de>; 'ihk@rhein-neckar.ihk24.de' <ihk@rhein-neckar.ihk24.de>; 'toeb@hwk-mannheim.de' <toeb@hwk-
mannheim.de>; 'est.waldbrunn@gmx.de' <est.waldbrunn@gmx.de>; 'LNV-Ak-Neckar-Odenwald-west@lnv-bw.de'
<LNV-Ak-Neckar-Odenwald-west@lnv-bw.de>; Info Naturpark-Neckartal-Odenwald <info@np-no.de>; '

@mosbach.de>; 'BMA Mudau (Poststelle)' <rathaus@mudau.de>; 'Gemeinde'
<gemeinde@neckargerach.de>;  <info@zwingenberg-neckar.de>; 'Gemeinde@Limbach.de'
<Gemeinde@Limbach.de>; 'stadt@eberbach.de' <stadt@eberbach.de>
Cc: @waldbrunn-odenwald.de>
Betreff: Bebauungsplan „Solarpark Schulzenfeld“ in Waldbrunn - Frühzeitige Beteiligung
Bebauungsplan „Solarpark Schulzenfeld“
Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 3 Abs. 1 BauGB
und der Nachbarkommunen nach § 2 Abs. 2 BauGB
Sehr geehrte Damen und Herren,
der Gemeinderat der Gemeinde Waldbrunn hat am 22.04.2024 die Einleitung des obigen
Bebauungsplanverfahrens beschlossen sowie dem Vorentwurf des Bebauungsplanes zugestimmt und
diesen für die weiteren Verfahrensschritte gemäß Baugesetzbuch freigegeben.
Zu Ihrer Information können Sie den Vorentwurf des Bebauungsplans mit allen bereits vorliegenden
planungsrelevanten Anlagen auf der Homepage der Gemeinde Waldbrunn im Zeitraum der frühzeitigen
Beteiligung vom 16.05. – 18.06.2024 unter folgender Adresse abrufen:
www.waldbrunn-odenwald.de/de/buerger/rathaus-service/auf-einen-blick/bauleitplanung
Wir bitten Sie um Abgabe Ihrer Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungsplanes möglichst in
elektronischer Form bis zum
18.06.2024
Des Weiteren bitten wir gemäß § 4 Abs. 1 BauGB insbesondere die Fachbehörden um eine Äußerung
hinsichtlich des erforderlichen Umfanges und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4
BauGB.
Auch wenn Sie keine Anregungen zur Planung vorzubringen haben und dem Plan in der vorliegenden Form
zustimmen können, ersuchen wir Sie um eine schriftliche Mitteilung.
Wir bitten Sie ebenfalls um Mitteilung, falls Sie eine weitere Beteiligung am Verfahren für nicht erforderlich
halten. Sollte keine schriftliche Stellungnahme eingehen, so gehen wir davon aus, dass die von Ihnen
wahrzunehmenden öffentlichen Belange durch den Bebauungsplan nicht berührt werden.
Bitte richten Sie Ihre Stellungnahme bis zum 18.06.2024 an:

Per Mail:
info@ifk-mosbach.de
Per Post:
IFK-Ingenieure
Eisenbahnstraße 26
74821 Mosbach

Es grüßt Sie freundlich

Leiblein - Lysiak - Glaser


